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A. Einleitung

I. Einführung

„Zeitenwende“ war das Wort des Jahres 2022.1 Es steht in einem engen Zu
sammenhang mit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine und wurde maß
geblich von dem damaligen Bundeskanzler Olaf Scholz geprägt.2

Dieser erklärte nur wenige Tage nach Ausbruch des Krieges vor dem Deutschen 
Bundestag:

„Der 24. Februar 2022 markiert eine Zeitenwende in der Geschichte unseres Kontinents. 
Mit dem Überfall auf die Ukraine hat der russische Präsident Putin kaltblütig einen An
griffskrieg vom Zaun gebrochen […]. Das ist menschenverachtend. Das ist völkerrechts
widrig. Das ist durch nichts und niemanden zu rechtfertigen.“3

Er erläuterte weiter:

„Das bedeutet: Die Welt danach ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor. Im Kern geht 
es um die Frage, ob Macht das Recht brechen darf, ob wir gestatten die Uhren zurückzu
drehen in die Zeit der Großmächte des 19. Jahrhunderts, oder ob wir die Kraft aufbringen, 
Kriegstreibern wie Putin Grenzen zu setzen.“4

Die Antwort hierauf lautete nur wenige Sätze später klar und deutlich:

„Ja, wir wollen und werden unsere Freiheit, unsere Demokratie und unseren Wohlstand 
sichern. […] Wir nehmen die Herausforderung an, vor die die Zeit uns gestellt hat – 
nüchtern und entschlossen. […] Wir müssen die Ukraine in dieser verzweifelten Lage 
unterstützen. […] Als Demokratinnen und Demokraten, als Europäerinnen und Europäer 
stehen wir an ihrer Seite, auf der richtigen Seite der Geschichte.“5

Politisch folgten auf die Regierungserklärung umfangreiche Maßnahmen, dar
unter die Verabschiedung umfassender Sanktionspakete, die wirtschaftliche wie 
auch militärische Unterstützung der Ukraine, eine verstärkte Ausrichtung der Si
cherheitspolitik auf die Bündnis- sowie Landesverteidigung sowie eine Beschleu

1 Tagesschau, „Zeitenwende“ ist das Wort des Jahres, 09. 12.2022.
2 Bender weist darauf hin, dass der Begriff schon im Rahmen der Flüchtlingswelle 2015/ 

2016 von Olaf Scholz in seinem Werk „Hoffnungsland. Eine neue deutsche Wirklichkeit“ 
verwendet wurde, sich aber in diesem Zusammenhang nicht durchsetzen konnte (Bender, 
Zeitenwende, S. 25 Fn. 3).

3 BT-PlPr. 20/19 vom 27. 02. 2022, S. 1350 A.
4 BT-PlPr. 20/19 vom 27. 02. 2022, S. 1350 B.
5 BT-PlPr. 20/19 vom 27. 02. 2022, S. 1350 C, D; 1351 A.



nigung in der Energiewende, um die Abhängigkeit von anderen Staaten – insbe
sondere Russland – zu überwinden.6 Vor allem die militärische Unterstützung stellte 
dabei einen Bruch mit der ursprünglichen Haltung, keine Waffen in Kriegsgebiete 
zu liefern, dar.7

In der deutschen Bevölkerung stießen die Regierungserklärung sowie die darauf 
folgenden politischen Maßnahmen auf großen Zuspruch. In der Folge gab es zahl
reiche Solidaritätsbekundungen mit der Ukraine, bei denen u. a. Wahrzeichen wie 
das Brandenburger Tor blau-gelb beleuchtet wurden, sowie Protestaktionen gegen 
das russische Vorgehen.8

Die Zustimmung machte jedoch nicht bei etwaigen Bekundungen oder Protest
aktionen halt. Medienberichten zufolge schlossen sich auch immer wieder Deutsche 
Aufrufen im Internet, aber auch seitens des ukrainischen Präsidenten Selenskyj9

sowie des damaligen ukrainischen Außenministers Kuleba10 an11, sich auf Seiten der 
Ukraine an dem Krieg zu beteiligen. Als Anlaufstelle für Interessierte wurde dabei 
die ukrainische Botschaft in dem jeweiligen Heimatland genannt.

Dies warf die Frage nach der rechtlichen Bewertung einer Beteiligung deutscher 
Staatsangehöriger an den Kriegshandlungen in der Ukraine auf.

Die Bundesregierung äußerte sich diesbezüglich zeitnah in der Antwort auf eine 
kleine Anfrage verschiedener Abgeordneter sowie der Fraktion DIE LINKE und 
verwies auf die Ausarbeitung der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bun
destags.12 Ihrer Auffassung nach bestanden aus rechtlicher Sicht keinerlei Bedenken 
hinsichtlich einer Ausreise sowie dem Eintritt: Sowohl die Ausreise zur freiwilligen 
Beteiligung an ausländischen Auseinandersetzungen als auch der Eintritt in eine 
fremde Streitkraft seien nach dem deutschen Recht grundsätzlich nicht untersagt. 

6 Vgl. hierzu BT-PlPr. 20/19 vom 27. 02. 2022, S. 1350 ff.
7 Dies war jedoch nicht der erste Bruch mit diesem Grundsatz. So wurden in der Vergan

genheit bereits häufiger Waffen in Konfliktgebiete geliefert, so z.B. nach Saudi-Arabien, aber 
auch nach Israel (Bender, Zeitenwende, S. 26 Fn. 4).

8 SZ, Brandenburger Tor leuchtet in ukrainischen Farben, 23. 02. 2022; Tagesschau, Tau
sende gehen auf die Straße, 24. 02. 2022.

9 Dieser warb am 27.02. 2022 mit einer Videobotschaft Freiwillige auf der gesamten Welt 
dazu an, die Ukraine im Kampf gegen Russland zu unterstützen (Ansprache abrufbar unter: 
https://www.youtube.com/watch?v=DnMIgUSO1_Y (zuletzt abgerufen am 04.03. 2025)).

10 Dieser veröffentlichte ein Statement auf Twitter, in dem er ebenfalls für eine Unter
stützung warb (Twitter vom 27. 02. 2022; abrufbar unter: Dmytro Kuleba auf X: „Foreigners 
willing to defend Ukraine and world order as part of the International Legion of Territorial De 
fense of Ukraine, I invite you to contact foreign diplomatic missions of Ukraine in your respecti 
ve countries. Together we defeated Hitler, and we will defeat Putin, too.“ / X (zuletzt abgerufen 
am 04. 03. 2025)).

11 DW, Ausländische Kämpfer unterwegs in die Ukraine, 12. 03. 2022.
12 BT-Drucks. 20/1996 vom 23. 05. 2022.
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Sie könnten lediglich staatsangehörigkeitsrechtliche Folgen haben.13 Zum Eigen
schutz werde jedoch prinzipiell von einer Ausreise abgeraten.14 Die Beurteilung 
strafrechtlicher Konsequenzen einer Beteiligung obliege grundsätzlich den Staats
anwaltschaften sowie Gerichten. Sofern die Interessierten jedoch einen Kombat
tantenstatus erlangen und sich im Rahmen des völkerrechtlich Zulässigen bewegen 
würden, sei eine strafrechtliche Verfolgung nicht zu erwarten. Andernfalls bestünde 
die Möglichkeit, dass etwaige Kampfhandlungen in der Ukraine strafrechtliche 
Konsequenzen bedeuten würden, so die vage Prognose.15

Anders wurde die Anwerbung von freiwilligen Kämpfern für die Ukraine ein
geordnet. Laut den Wissenschaftlichen Diensten des Bundestages ist es zum Schutz 
der außenpolitischen Neutralität der Bundesrepublik Deutschland erforderlich, die 
bloße Werbung für den Wehrdienst zu sanktionieren.16

Die entscheidende Vorschrift in diesem Zusammenhang ist § 109h StGB – eine 
Vorschrift, die bis zu diesem Zeitpunkt sowohl in der juristischen als auch politi
schen Debatte ein Schattendasein fristete. Hiernach macht sich strafbar,

„wer zugunsten einer ausländischen Macht einen Deutschen zum Wehrdienst in einer mi
litärischen oder militärähnlichen Einrichtung anwirbt […].“

Wie lässt sich nun begründen, dass auf der einen Seite Ausreise und Eintritt in 
eine fremde Streitkraft nach hiesigem Recht straffrei sind, zugleich aber auf der 
anderen Seite die Werbung diesbezüglich unter Strafe gestellt ist? Müsste nicht 
logischerweise zur Vermeidung eines Widerspruchs entweder der Eintritt ebenfalls 
zu sanktionieren sein oder die Werbung straffrei sein? Ist es überhaupt sinnvoll, 
eine Werbung zu pönalisieren, wenn die Unterstützung des betreffenden Staates 
politisch für richtig gehalten wird?17

In diesem Zusammenhang stellt sich vor allem auch die Frage, was konkret unter 
der „außenpolitischen Neutralität der Bundesrepublik“ im Kontext des § 109h StGB 
zu verstehen ist? Ist diesem Begriff ein völkerrechtliches Verständnis zugrunde zu 
legen, wonach es sich um den Status eines nicht an einem internationalen bewaff

13 BT-Drucks. 20/1996 vom 23. 05. 2022, S. 2, 6; Wissenschaftliche Dienste, Völker
rechtliche Implikationen einer Teilnahme deutscher Staatsangehöriger an Kampfhandlungen 
in der Ukraine, S. 5 f.

14 BT-Drucks. 20/1996 vom 23. 05. 2022, S. 4; Wissenschaftliche Dienste, Völkerrechtli
che Implikationen einer Teilnahme deutscher Staatsangehöriger an Kampfhandlungen in der 
Ukraine, S. 9 ff.

15 BT-Drucks. 20/1996 vom 23. 05. 2022, S. 3.
16 Wissenschaftliche Dienste, Völkerrechtliche Implikationen einer Teilnahme deutscher 

Staatsangehöriger an Kampfhandlungen in der Ukraine, S. 7 ff.
17 So sagte die damalige Außenministerin Annalena Baerbock im Zusammenhang mit dem 

russischen Angriffskrieg vor dem Deutschen Bundestag: „Bei der Wahl zwischen Krieg und 
Frieden, bei der Wahl zwischen einem Aggressor auf der einen Seite und Kindern, die sich in 
U-Bahn-Schächten verstecken, auf der anderen Seite, da kann niemand neutral sein“ (BT- 
PlPr. 20/19 vom 27. 02. 2022, S. 1360 C).
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neten Konflikt beteiligten Staates handelt? Kann es in Zeiten eines allgemeinen 
Gewaltverbotes und über- bzw. zwischenstaatlicher Bündnisse wie den Vereinten 
Nationen, der NATO oder auch der EU überhaupt noch eine Neutralität geben? 
Schließlich weisen die Bündnisse eine konträre Ausgestaltung zur Neutralität auf: 
Während erstere durch eine Parteilichkeit, u. a. in Form eines gemeinschaftlichen 
Vorgehens gegen den Aggressor in einem internationalen bewaffneten Konflikt, 
gekennzeichnet sind, setzt zweiteres auf Abstinenz und Unparteilichkeit. Als Bei
spiel für ein gemeinschaftliches Vorgehen sei hier nur Art. 39 i.V. m. Art. 42 UN- 
Charta genannt, wonach der Sicherheitsrat nach Feststellung eines Friedensbruches 
militärische Maßnahmen zur Friedenswiederherstellung anordnen kann, die von den 
Mitgliedstaaten durchzuführen sind. Ein anderes Beispiel ist Art. 5 S. 1 des NATO- 
Vertrages18. Dort heißt es:

„Die Parteien vereinbaren, dass ein bewaffneter Angriff gegen eine oder mehrere von 
ihnen in Europa oder Nordamerika als ein Angriff gegen sie alle angesehen wird; sie 
vereinbaren daher, daß im Falle eines solchen bewaffneten Angriffs jede von ihnen in 
Ausübung des in Art. 51 der Satzung der Vereinten Nationen anerkannten Rechts der 
individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung der Partei oder den Parteien, die angrif
fen werden, Beistand leistet […].“

Dahinter steht zudem noch die Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland 
überhaupt ein neutraler Staat ist. Hiergegen spricht zumindest, dass die Außenpo
litik der vergangenen Jahre durch internationale Interventionen gekennzeichnet war.

II. Gang der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit soll mitunter eine Antwort auf die zuvor aufgeworfenen 
Fragen geben. Die Ausführungen beziehen sich dabei ausschließlich auf die Wer
bung für den Wehrdienst in einer staatlichen militärischen Einrichtung. Auf Wer
behandlungen bezüglich etwaiger Dienste im Zusammenhang mit faktischen 
Machtgebilden wie Terrororganisationen, die ebenfalls von § 109h StGB umfasst 
sind19, wird nicht eingegangen.

Die Arbeit beginnt in Kapitel B mit einer Darstellung des Straftatbestandes des 
§ 109h StGB. Hierbei wird zunächst einmal die geschichtliche Entwicklung darge
stellt, bevor auf die durch die Vorschrift geschützten Rechtsgüter eingegangen wird, 
die möglicherweise Begründungsansätze für die Frage liefern, ob es noch weitere 
Gründe für eine Strafbarkeit des Anwerbens für den ausländischen Wehrdienst 
geben kann.

18 Abgedruckt in: BGBl. 1955 II, S. 289 ff.
19 NK-StGB/Kargl, § 109h, Rn. 5; MüKo-StGB/H. E. Müller, § 109h, Rn. 10; LK-StGB/ 

Coen, § 109h, Rn. 4; SK-StGB/Sinn, § 109h, Rn. 6.
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Der Schwerpunkt der Arbeit soll sodann auf dem möglichen Rechtsgut der 
Neutralität liegen, das häufig als Schutzrichtung von § 109hStGB genannt wird und 
das in Kapitel C. näher in den Blick genommen wird. Hier wird zunächst ermittelt, 
ob das strafrechtliche Verständnis über den Begriff mit demjenigen aus dem Völ
kerrecht gleichgesetzt werden kann. Im Anschluss daran folgt eine Darstellung des 
völkerrechtlichen Neutralitätsverständnisses sowie dessen Entwicklung. Dabei 
werden insbesondere einzelne Regelungen der Charta der Vereinten Nationen, des 
NATO-Vertrages sowie die Verträge über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
bzw. die Europäische Union näher beleuchtet. Daneben wird auch die Staatenpraxis 
zwischen 1945 und 2024 unter besonderer Berücksichtigung der Außenpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland untersucht.

Anknüpfend an die aus den vorherigen Kapiteln gewonnenen Erkenntnisse er
folgt in Kapitel D. sodann noch eine Erörterung der Konsequenzen für die Rechts
anwendung sowie der Frage, ob § 109h StGB nicht restriktiver zu formulieren ist 
(Kapitel E.).
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